
SPIEGEL: Herr Issing, auf ihrem jüngsten
Gipfel haben sich die EU-Staaten auf ein
Paket zur Rettung des Euro geeinigt, un-
ter anderem soll der Krisenfonds aufge-
stockt werden. Ist die Gemeinschaftswäh-
rung damit gesichert?
Issing: Der Euro steht jetzt auf einer bes-
seren Grundlage, insofern hätte es schlim-
mer kommen können. Aber die Beschlüs-
se entsprechen längst nicht dem, was die
Währungsunion benötigt. Das grundsätz-
liche Problem ist nicht gelöst. 
SPIEGEL: Woran hapert es?
Issing: Altkanzler Helmut Kohl hat vor
der Einführung des Euro gesagt: Die Wäh-
rungsunion funktioniert nicht ohne poli-
tische Union. Die politische Union Euro -
pas existiert aber nicht, und wir werden
sie in absehbarer Zeit auch nicht bekom-
men. Deshalb brauchen wir Mechanis-
men, die die Staaten zu einer soliden Fi-
nanzpolitik zwingen. An diesen Mecha -
nis men fehlt es, und daran ändern auch
die jüngsten Beschlüsse aus Brüssel zu
wenig.
SPIEGEL: Die EU-Regierungschefs wollen
den Stabilitätspakt erheblich verschärfen,
um Schuldenkrisen schon im Ansatz zu
verhindern. Warum reicht Ihnen das nicht?
Issing: Mein Vertrauen in die Tragfähig-
keit solcher Beschlüsse war schon immer
begrenzt. Vollständig erschüttert aber
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„Perversion von Solidarität“
Der frühere Chefvolkswirt der Europäischen Zentralbank, Otmar Issing, 74, über die 

EU-Beschlüsse zur Rettung des Euro, seine Vorschläge für eine Reform der 
Währungsunion und die Gefahr einer zunehmend europafeindlichen Haltung in der Bevölkerung
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Währungsfachmann Issing: „Ich bin einer dieser Idioten“

wurde es, als Deutschland und Frankreich
den Pakt im Jahr 2003 einvernehmlich
meuchelten. Damals haben mir mehrere
europäische Finanzminister gesagt: Wie
sollen wir unsere Landsleute von einem
Stabilitätspakt überzeugen, wenn sich

nicht einmal Deutschland daran halten
will?
SPIEGEL: Aber jetzt erhält die Brüsseler
EU-Kommission zusätzliche Möglichkei-
ten, die nationale Haushaltspolitik zu
überwachen. Ist das nicht ein großer Fort-
schritt?
Issing: Die EU-Kommission kann letztlich
keine wirksamen Sanktionen verhängen,
alle wichtigen Entscheidungen treffen die
nationalen Regierungen. Da urteilen im-
mer noch potentielle Sünder über aktu-
elle Sünder. Die Jury ist befangen. Neben
die politische Kontrolle muss eine weitere,
unbestechliche Instanz treten.
SPIEGEL: Wer bitte schön soll das denn sein?
Issing: Der Markt. Die Entscheidungen der
Anleger auf den Finanzmärkten stellen
einen zusätzlichen Kontrollmechanismus
dar. Ein Land, das sich ordentlich verhält,
zahlt geringe Zinsen, eines, das über sei-
ne Verhältnisse lebt, zahlt höhere Zinsen.
SPIEGEL: Ihr Vertrauen in die Märkte in al-
len Ehren. Aber ist es nicht reichlich blau-
äugig angesichts der Tatsache, dass die
Anleger in den vergangenen Jahren auch
maroden Staaten bedenkenlos Geld ge-
liehen haben?
Issing: Ich habe nie zu denen gehört, die
ausschließlich auf den Markt vertrauen.
Es kommt vor allem darauf an, wie der
Staat die Rahmenbedingungen setzt.

MEHR GELD
Der Rettungsschirm (EFSF) wird auf
440 Mrd. € aufgestockt, der ab 2013 gültige 
permanente Krisenmechanismus (ESM)
soll sogar über 500 Mrd. € verfügen.

SCHÄRFERE KONTROLLE
Länder mit einem Schuldenstand von
über 60 Prozent der Wirtschaftsleistung 
bekommen klare Vorgaben, ihre Verbind-
lichkeiten zurückzufahren.

GRÖSSERE STÄRKE
Die Euro-Länder verpflichten sich, ihre 
Wirtschaftspolitik besser zu koordinieren 
und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu steigern, 
etwa durch Reformen auf dem Arbeitsmarkt 
und bei den Sozialversicherungen.

MEHR KOMPETENZEN
EFSF und ESM dürfen Staatsanleihen direkt 
von angeschlagenen Ländern kaufen.

Währungsmanöver
Geplante Maßnahmen
zur Euro-Rettung 



schieden wird. Ich habe aber Zweifel,
dass die Politik im Ernstfall eine solch
bittere Medizin verabreichen wird. Des-
halb muss die Einbindung privater Gläu-
biger automatisch und nach zuvor fest-
gelegten Regeln erfolgen. Ich stelle mir
das so vor: In dem Moment, in dem öf-
fentliches Geld fließt, müssen auch die
privaten Investoren beteiligt werden und
auf Teile ihrer Forderungen verzichten
oder einer Laufzeitverlängerung zustim-
men. Es gehört zur Marktwirtschaft, dass
diejenigen, die Wertpapiere kaufen und
dafür höhere Zinsen kassieren, mit im Ri-
siko sind, wenn etwas schiefgeht. Es kann
nicht sein, dass die Rechnung immer beim
Steuerzahler landet.
SPIEGEL: Die Frage ist nur, ob das auch
praktikabel ist. Als die Bundesregierung
vor Monaten über die Beteiligung priva-
ter Gläubiger nachdachte, haben die In-

Issing: Für mich spielen die Größenord-
nungen nicht die zentrale Rolle. Entschei-
dend ist, unter welchen Bedingungen der
Fonds sein Geld vergibt. Fatal wäre aller-
dings, wenn die schiere Größe des Ret-
tungsschirms die Verantwortlichen dazu
verleitet, das Geld auch einzusetzen,
nach dem Motto: Jetzt haben wir hier so
viel Geld verfügbar, dann wollen wir es
auch nutzen. Der Fonds muss so groß
sein, dass die Märkte beeindruckt sind,
aber zurückhaltend genutzt werden.
SPIEGEL: Auf deutsche Initiative hin wollen
die Euro-Länder einen Pakt zur Verbes-
serung ihrer Wettbewerbsfähigkeit ab-
schließen. Begrüßen Sie das?
Issing: Der Pakt ist Ausfluss der Erkennt-
nis, dass das Gelingen einer Währungs-
union von jedem einzelnen Mitglied ab-
hängt. Es müssen nicht alle Euro-Staaten
im Gleichschritt marschieren, aber in die

form und räumt zum Beispiel mit Rigidi-
täten am Arbeitsmarkt auf, die noch aus
der Zeit der Franco-Diktatur stammen.
Portugal hat immer noch eine Chance,
ohne Hilfe auszukommen. 
SPIEGEL: Noch drängender ist die Frage
nach den Schulden Griechenlands. Glau-
ben Sie, dass Athen sich nach Auslaufen
der Hilfen wieder allein Geld beschaffen
kann?
Issing: Es war wichtig, Griechenland in
der akuten Krise zu helfen, um ein Über-
springen auf andere Länder zu vermei-
den. Sobald aber die anderen Länder au-
ßer Gefahr sind, müssen die griechischen
Staatsschulden restrukturiert werden.
Das kann durch einen Schuldenschnitt
passieren oder durch verlängerte Laufzei-
ten der Anleihen, aber an einer Umschul-
dung führt kein Weg vorbei, da kann man
rechnen, wie man will.

Und hier hat der Euro sein größtes Defi-
zit. Die EU-Mitglieder haben im Maas-
tricht-Vertrag zwar versichert, dass sie
unter einander nicht für staatliche Kredite
haften. Dieser Zusage haben die Märkte
aber nie vertraut – und wie sich heraus-
gestellt hat, lagen sie damit richtig. Hier
liegt der entscheidende Ansatzpunkt für
eine Reform. Den Anlegern muss klar
sein, dass sie mithaften, wenn ein Land
seine Schulden nicht mehr bedienen
kann.
SPIEGEL: Aber genau dies geschieht doch
zurzeit. Die Bundesregierung hat durch -
gesetzt, dass die Privatgläubiger von Fall
zu Fall beteiligt werden sollen, wenn ein
Land seine Schulden nicht mehr bedie-
nen kann. Das ist doch ein Fortschritt,
oder?
Issing: Von Fall zu Fall bedeutet, dass die
Frage am Ende wiederum politisch ent-

vestoren ihre Griechenland- und Portu-
gal-Anleihen aus Angst vor Verlusten
massenhaft abgestoßen. Wollen Sie es zur
Dauerlösung machen, das Feuer mit ei-
nem Brandbeschleuniger zu löschen?
Issing: Die Bundesregierung hat damals
nicht ausreichend klargestellt, dass die
Einbindung privater Gläubiger nur für
die Zukunft vorgesehen ist. Die Investo-
ren fürchteten Verluste für ihre bestehen-
den Anlagen und waren entsprechend
verunsichert. Dazu muss es aber nicht
kommen, wenn die Regierung ihre Pläne
ausreichend transparent macht.
SPIEGEL: Die Staats- und Regierungschefs
wollen den Rettungsschirm aufstocken,
so dass er tatsächlich 440 Milliarden Euro
mobilisieren kann. Der spätere perma-
nente Rettungsfonds soll sogar über 500
Milliarden Euro verfügen. Sind solche
Größenordnungen erforderlich?

gleiche Richtung sollten sie sich schon be-
wegen. Fatal wäre es aber, wenn im Na-
men dieses Pakts etwa von den Iren ver-
langt wird, dass sie ihre Unternehmen -
steuern erhöhen sollen.
SPIEGEL: Das ist doch ein berechtigtes An-
liegen. Die EU gibt den Iren Geld, und
die finanzieren damit Dumping-Steuer-
sätze – sieht so eine zukunftsfähige eu-
ropäische Finanzpolitik aus?
Issing: Die Iren werden mit einigem Recht
darauf hinweisen, dass es ihre Wachs-
tumsmöglichkeiten unterhöhlt, wenn die
EU sie zu höheren Steuern zwingen will.
Daran kann den übrigen Ländern nicht
gelegen sein.
SPIEGEL: Rechnen Sie damit, dass auch Por-
tugal und Spanien unter den Rettungs-
schirm schlüpfen müssen?
Issing: Für Spanien schließe ich das aus.
Das Land geht endlich den Weg der Re-

Wirtschaft
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Echtes Geld für den Euro
Für den neuen Rettungsfonds muss Deutschland jährlich Hunderte Millionen Euro zahlen.

Als das Kabinett vergangene
Woche die Eckwerte für den
Bundeshaushalt 2012 und die

mittelfristige Finanzplanung beschloss,
wusste Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) bereits, dass sein
Zahlenwerk längst Makulatur war. Ab
2013 kommen auf den Etat des Bun-
des bislang noch nicht eingeplante
Ausgaben in Milliardenhöhe zu.

Ursache für den Kostenschub ist der
neue Europäische Stabilitätsmechanis-
mus (ESM), der von 2013 an den Euro
stützen soll. Er wird, so beschlossen
es die Staats- und Regierungschefs der
Euro-Länder, mit Grundkapital aus-
gestattet, das die Mitgliedstaaten be-
reitstellen. Damit kostet die Euro-Ret-
tung zum ersten Mal richtig Geld. Der
bestehende Rettungsschirm arbeitet
bislang nur mit staatlichen Garantien.
Fällig geworden ist noch keine.

Wie hoch Deutschlands Anteil an
dem Kapitalstock ist, steht noch nicht
fest. Die Finanzminister der Mitglied-
staaten treffen sich Anfang der Wo-
che, um darüber zu beraten, die
Staats- und Regierungschefs der EU
entscheiden spätestens am Freitag.

Schäubles Fachleute rechnen mit ei-
ner Belastung von mindestens 14 Mil-
liarden Euro, höchstens 22 Milliarden
Euro für den Bundesetat. Der deut-
sche Beitrag hängt von der Höhe des
Kapitalstocks ab. Im Gespräch ist eine
Summe zwischen 50 und 80 Milliar-
den Euro. Entscheidenden Einfluss
auf die Größe haben die Rating-Agen-
turen. Sie legen fest, ab welcher Höhe
an Eigenkapital der ESM die Bestbe-
wertung bekommt. Zusätzlich zur Bar-
einlage bekommt die neue Organisa-
tion Garantien und Kapitalzusagen,
so dass am Ende 500 Milliarden Euro
an Hilfsmitteln zur Verfügung stehen. 

Die deutsche Quote am Grundka-
pital beträgt 27 Prozent. Sie ergibt sich
nach dem Aufteilungsschlüssel am Ka-
pital der Europäischen Zentralbank.
Um die Lasten für ihre Haushalte er-
träglicher zu gestalten, wollen die
Euro-Länder die Einzahlung über ei-
nen Zeitraum von drei bis fünf Jahren
strecken, so dass der ESM spätestens
2018 vollständig arbeitsfähig wäre.

Das Verfahren birgt zusätzliche
Kosten für Schäuble. Weil er für die

Milliarden, die er an den ESM
überweist, neue Schulden ma-
chen muss, fallen je nach Kapi-
talausstattung noch einmal jähr-
liche Zinsbelastungen zwischen
600 und 900 Millionen Euro an.

Auch für den aktuellen Ret-
tungsschirm, dessen effektives
Volumen von 250 Milliarden
Euro auf 440 Milliarden Euro
angehoben werden soll, muss
Schäuble zusätzliche Mittel auf-
bringen. Die deutschen Garan-
tien steigen von derzeit 123 Mil-
liarden Euro auf deutlich über
200 Milliarden Euro.

In den Koalitionsfraktionen
stoßen die Pläne auf Wider-
stand, auch wenn der Bundes-
tag den ESM am vergangenen
Donnerstag grundsätzlich billig-
te. „Eine Bareinlage in Höhe
von 22 Milliarden Euro kommt
nicht in Frage“, sagt der CDU-
Haushälter Norbert Barthle. 

Auch die Ermächtigung des Fonds,
künftig direkt Anleihen von Krisen-
ländern aufzukaufen, steht in der Kri-
tik. Der CSU-Europaparlamentarier
Markus Ferber sieht dabei sogar einen
Verstoß gegen die Europäischen Ver-
träge. „Die Möglichkeit des ESM, auf
dem Primärmarkt Staatsanleihen zu
kaufen, ist eine klassische Haftungs-
übernahme, die in den Europäischen
Verträgen ausgeschlossen ist“, sagt er.

Kanzlerin Angela Merkel hat die
Überzeugungsarbeit an den Abweich-
lern zur Chefsache gemacht. Am ver-
gangenen Dienstag warb sie in der
FDP-Fraktion um Zustimmung,
Schäuble flankierte ihr Werben im
Haushaltsausschuss – mit durchwach-
senem Erfolg. So bemängelt die SPD,
dass Banken und andere Privatgläu-
biger bei künftigen Rettungsmaßnah-
men nicht automatisch zur Kasse
 gebeten werden. Die Brüsseler Be-
schlüsse würden Spekulanten so auch
in Zukunft nicht abschrecken, sagt der
SPD-Haushälter Carsten Schneider. 

Abgeordnete beklagen zudem die
mangelnde Beteiligung des Bundesta-
ges. Zwar habe das Verfassungsgericht
die Rechte des Parlaments gestärkt,
moniert der CSU-Abgeordnete Peter
Gauweiler in einem Brief an Bundes-

tagspräsident Norbert Lammert
(CDU), doch der Beschluss vom Don-
nerstag werde der Vorgabe nicht ge-
recht. „Der Bundestag begibt sich sei-
ner demokratischen Kontroll- und
 Beteiligungsrechte, wenn er es sich ge-
fallen lässt, in einem Hauruck-Verfah-
ren zu Entscheidungen höchster Trag-
weite ohne hinreichende Information
und Beratung gedrängt zu werden“,
schreibt Gauweiler erbost.

Die Bundesregierung arbeitet un-
terdessen an einem wachstumsför-
dernden Maßnahmenpaket, mit dem
sie ihre Verpflichtungen im neube-
schlossenen Wettbewerbspakt für den
Euro erfüllen will. Dabei lässt sie sich
vom Mut zur Kleinteiligkeit leiten. So
planen Kanzleramt und Finanzminis-
terium, den Fernlinienbusverkehr zu
liberalisieren und ein Forschungspro-
gramm für „intelligente Energienetze“
aufzusetzen. Mit einem „Grundbil-
dungspakt für Alphabetisierung“ soll
Erwachsene, die es nicht können, le-
sen und schreiben gelehrt werden. 

Großes hat dagegen wieder einmal
Wirtschaftsminister Rainer Brüderle
(FDP) vor. Er will in dem Konzept
auch noch Steuersenkungen unter-
bringen. PETER MÜLLER,

CHRISTIAN REIERMANN

Der neue Europäische
Stabilitätsmechanismus (ESM)
in Milliarden Euro

effektives Hilfsvolumen

davon
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22

dadurch jährliche
Belastung des
Bundeshaushalts
bis zu 900 Mio. €



SPIEGEL: Können Banken und Versicherun-
gen eine solche Maßnahme verkraften?
Issing: Eine Laufzeitverlängerung wird
glimpflicher ausgehen als ein Schulden-
verzicht. Dabei müssen die Banken ihre
Forderungen nicht abschreiben. Sie be-
kommen ihr Geld zurück, nur später.
SPIEGEL: Auch bei einer Restrukturierung
müsste Griechenland weiter darunter lei-

den, dass es noch jahrelang Kredite ab-
stottern muss. Wäre es nicht besser, das
Land aus der Währungsunion einfach aus-
zuschließen?
Issing: Solche Debatten sind überflüssig,
sie gehen an der Wirklichkeit vorbei. Um
ein Land vor die Tür zu setzen, brauchen
Sie eine Vertragsänderung. Die kann nur
einstimmig erfolgen. Kein „Kandidat“
wird dem zustimmen. Es ist reine Zeit-
verschwendung, sich darüber Gedanken
zu machen. 
SPIEGEL: Und wenn ein Land freiwillig aus
der Währungsunion ausscheiden will?
Issing: Das halte ich politisch wie ökono-
misch für Selbstmord.
SPIEGEL: Gilt das auch für Deutschland?
Issing: In einem anderen Sinne gilt das
auch für Deutschland.
SPIEGEL: Das bedeutet aber auch, dass die
Bundesrepublik auf Gedeih und Verderb
an den Euro gekettet ist. Fürchten Sie
nicht, dass der Weg in eine Transferunion
damit programmiert ist?
Issing: Das kommt darauf an, was man
unter diesem Begriff versteht. Der frühe-
re Außenminister Joschka Fischer hat bei
einer gemeinsamen Podiumsdiskussion
im vergangenen Sommer behauptet: Wer
leugnet, dass wir längst in einer Transfer-
union leben, ist ein Idiot. 

* Christian Reiermann und Michael Sauga am vergan-
genen Dienstag in Issings Haus in Würzburg.

SPIEGEL: Was haben Sie ihm entgegnet?
Issing: Ich habe ihm gesagt, ich bin einer
dieser Idioten. Natürlich gibt es schon
heute eine Vielzahl europäischer Finanz-
transfers: Agrarsubventionen, Struktur-
hilfen, den Kohäsionsfonds. Aber diese 
Mittel sind in der Summe begrenzt und
im Zweck bestimmt. Hier geht es dagegen
um mögliche Transfers, für die es prak-

tisch überhaupt keine Grenzen
nach oben gibt. Das hat eine ganz
andere Dimension.
SPIEGEL: Aber sie dienen dazu,
den Euro zu retten. Gehört es
nicht zur europäischen Solidari-
tät, notleidenden Mitgliedslän-
dern zu helfen? 
Issing: Nein, hier geht es ja gera-
de nicht darum, dass die Starken
den Schwachen helfen. Hier sol-
len diejenigen, die die Regeln
einhalten, für diejenigen aufkom-
men, die gegen die Regeln ver-
stoßen. Das ist nicht Solidarität,
sondern die Perversion davon. 
SPIEGEL: Wieso?
Issing: Ganz einfach: Ein Land,
zum Beispiel Deutschland, das
sich regelkonform verhält, muss
die Iren stützen. Dabei liegt das
Pro-Kopf-Einkommen in Dublin
höher als in Berlin. Ist das fair?
Wenn wir diesen Weg auf Dauer
gehen, werden wir in der deut-
schen Bevölkerung eine europa-

feindliche Haltung bekommen, vor der
es mir graut. Schon jetzt nimmt die
 Identifizierung mit Europa in der deut-
schen  Bevölkerung in besorgniserregen-
dem Ma ße ab.
SPIEGEL: Was bedeutet das für den Euro?
Issing: Auflösen wird er sich dadurch be-
stimmt nicht. Der Euro wird uns noch
lange erhalten bleiben, das zählt zu den
ganz sicheren Wetten. Die Frage ist nicht,
ob der Euro überlebt, sondern welcher.
Wenn alle für alle auch bei schlechter Po-
litik haften, dann wird es für die Euro-
päische Zentralbank schwieriger, die Sta-
bilität des Euro zu verteidigen.
SPIEGEL: Wird es zu höherer Inflation kom-
men?
Issing: Wir wissen aus der Geschichte,
dass solide öffentliche Finanzen und sta-

biles Geld zusammengehören. Ich glaube
aber nicht, dass es zu wesentlich höherer
Inflation kommt. Die EZB hat ein klares
Mandat und ist unabhängig genug, um
dies zu verhindern. Aber die Spannungen
würden in der Währungsunion außeror-
dentlich zunehmen.
SPIEGEL: Was würde passieren?
Issing: Wenn die Finanzpolitik aus dem
Ruder läuft, nehmen die Ungleichgewich-
te zwischen soliden und unsoliden Län-
dern zu. Das Wachstum fällt geringer aus,
die Arbeitslosigkeit steigt. Kurzum, die
Euro-Zone wird kein Hort wirtschaftli-
cher Stärke. Der Euro wird geschwächt.
SPIEGEL: Um hochverschuldeten Staaten
zu helfen, soll der künftige Rettungs-
schirm auch Anleihen bedrohter Staaten
aufkaufen dürfen. Was halten Sie davon?
Issing: Das ist der völlig falsche Weg. An-
leihekäufe binden sehr viel Geld, bringen
wenig Entlastung und sind mit dem De-
mokratieprinzip unserer Verfassung nur
schwer in Übereinstimmung zu bringen.
Es ist das wichtigste Recht des Parlaments,
über die staatlichen Finanzen zu befin-
den. Dieses Recht wird ausgehöhlt, wenn
wesentliche Entscheidungen in demokra-
tisch nicht ausreichend legitimierten eu-
ropäischen Institutionen fallen.
SPIEGEL: Heißt das, Sie wollen bedürftigen
Staaten künftig überhaupt keine Hilfe
mehr leisten?
Issing: Keineswegs, aber das Konstruk -
tionsprinzip muss sein: Hilfe gibt es nur
gegen Auflagen. 
SPIEGEL: Auf der anderen Seite müssten
Sie doch als gelernter Zentralbanker froh
sein, dass die EZB entlastet wird, weil sie
jetzt keine Anleihen mehr aufkaufen muss.
Issing: Ich wünsche keine Situation, in der
man nur zwischen Pest und Cholera wäh-
len kann. 
SPIEGEL: War es denn ein Fehler, dass die
EZB Anleihen gekauft hat?
Issing: Ich habe mir geschworen, dass ich
die Institution, für die ich lange gearbeitet
habe, niemals kommentieren und schon
gar nicht kritisieren werde. Aber dass es
sich in diesem Fall um einen äußerst
 problematischen handelt, der mindestens
an der Grenze des Zulässigen liegt, wird
niemand bezweifeln. Die EZB war schließ-
lich die einzige handlungsfähige Instituti-
on. Deswegen ist der Aufbau eines solchen
Krisenmechanismus, der auch die Noten-
bank entlastet, grundsätzlich vernünftig.
SPIEGEL: Bundesbank-Präsident Axel We-
ber hat sich eindeutig gegen diese Ent-
scheidung ausgesprochen. Weil er die Po-
litik der EZB nicht mittragen will, ist er zu -
rückgetreten. War das ein richtiger Schritt?
Issing: Wenn jemand davon überzeugt ist,
dass solche Positionen mit seinem Gewis-
sen nicht in Übereinstimmung stehen,
dann muss man gegebenenfalls auch be-
reit sein, die Konsequenzen zu ziehen. 
SPIEGEL: Herr Issing, wir danken Ihnen für
dieses Gespräch.
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Issing, SPIEGEL-Redakteure* 
„Hilfe gibt es nur gegen Auflagen“
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Euro-Retter Merkel, Sarkozy: „Bittere Medizin“


